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W as meint Aufarbeitung?
Antwort gibt die „Ge-
meinsame Erklärung

über verbindliche Kriterien und
Standards für eine unabhängige
Aufarbeitung sexuellen Miss-
brauchs inderkatholischenKirche
in Deutschland“ zwischen der ka-
tholischen Deutschen Bischofs-
konferenz und dem (seit kurzem:
der) Unabhängigen Beauftragten
der Bundesregierung für Fragen
des sexuellen Kindesmissbrauchs
(UBSKM). Aufarbeitung soll „das
geschehene Unrecht und das Leid
der Betroffenen anerkennen, ei-
nen institutionellen und gesell-
schaftlichen Reflexionsprozess anregen und
aufrechterhalten, Betroffene an diesen Prozes-
sen beteiligen“ und zu„Schlussfolgerungen für
denSchutzvonKindernundJugendlichen“ füh-
ren. So weit, so richtig.
Was dann aber zu lesen ist, überrascht. Die

Aufarbeitung, so heißt es, sei eine „genuine
Aufgabe“ des Ortsbischofs, der sich verpflich-
tet, dieUnabhängigkeit derAufarbeitungzuge-
währleisten. Im Klartext: Der Staat hält sich
weitgehend raus.Wenn es umdieAufarbeitung
geht, akzeptiert der Rechtsstaat bedenkenlos
die quasi-autokratische Binnenstruktur der ka-
tholischen Kirche. Gewaltenteilung ist hier ein
Fremdwort. Was „unabhängig“ bedeutet, be-
stimmtder jeweiligeBischof nach eigenem, un-
überprüfbarem Ermessen.
Welchen Aufschrei gäbe es, wenn der Staat

sichmitVolkswageneinigenwürde,VW-interne
KommissionensolltendenDieselskandalaufar-
beiten, und der Konzernvorstand möge auf die
Unabhängigkeit der Kommissionen achten?
Wie bizarr ist es, dass dies imVerhältnis zur ka-
tholischen Kirche als unproblematisch gilt, wo
es doch um viel schlimmeres, nämlich die ge-

samte Person erfassendes Unrecht geht. Leider
versteckt sichder Staat hinter der angeblichbe-
währten Kooperation mit den Kirchen. Die Kir-
chenwiederummissverstehendas imGrundge-
setz garantierte Selbstbestimmungsrecht der
Religionsgesellschaften nur zu gerne als
Schutzschild, um staatliche Kontrollmacht ab-
zuwehren.
Wie bedenklich das Arrangement zwischen

Staat und Kirche ist, zeigt beispielhaft die Be-
stellung der Mitglieder der Aufarbeitungskom-
missionen. Wie unabhängig sind sie wirklich?
Alle Mitglieder der regelmäßig siebenköpfigen
Aufarbeitungskommissionen in den 27 Bistü-
mernwerdenvomzuständigenBischofberufen.
InKöln handelt es sich umzwei Betroffene, drei
von der Kirche benannte und zwei von der Lan-
desregierung vorgeschlagene Personen. Weni-

ger als die Hälfte der Mitglieder
darf in einem besonderen Nähe-
verhältnis zur Kirche stehen (Be-
schäftigungsverhältnis, Mitglied-
schaft in einem „diözesanen
Laiengremium“,gemeint sindMit-
wirkungsgremien für Nicht-Geist-
liche); das sind bei einer sieben-
köpfigen Kommission immerhin
drei Mitglieder.
Dem Vernehmen nach hat sich

die Landesregierung schwergetan,
Personen zu finden, die sich vor-
schlagen lassen wollten. Das dürf-
tenicht seltendazugeführthaben,
dass Personen, die dem katholi-
schen Milieu nahestehen, teils

sehr nachdrücklich gebeten wurden, nicht
„nein“ zu sagen. Trotz aller kritischen Distanz,
die jene Personen für sich beanspruchen, die
„ja“ gesagt haben, kann die Nähe zum katholi-
schenMilieu zur Befangenheit führen.

Diese Nähe wird erst recht zum Problem, wenn
die Kirche gezielt Personen benennt, die dem
Frömmigkeitsstil des jeweiligen Ortsbischofs
zugetan sind oder im innerkirchlichen Kultur-
kampf („Romtreue“ versus „Synodaler-Weg-
Reformer“) seiner Linie folgen. Wenn dann
noch Betroffene offenbar deshalb ausgewählt
werden, weil sie „den Bischof verstehen“, sollte
spätestens dann klar sein: Die Aufarbeitungs-
kommissionen lassen sich personell auf Linie
bringen, und ihre Unabhängigkeit wird zur rei-
nen Fassade.
Um nicht missverstanden zu werden: In den

Aufarbeitungskommissionen wird es viele ehr-
lich bemühte, hochengagierte Mitglieder ge-
ben. Selbstverständlich gibt es auch Bischöfe,
die dieAufarbeitung ernst nehmen. Aber Kenn-
zeichen rechtsstaatlicher Machtdisziplinie-
rung ist es, dass sienichtprimär vomgutenWil-
len vermeintlich netter Menschen abhängt. Es
ist daher unabdingbar, dass die Besetzung der
Aufarbeitungskommissionen stärker rechts-
staatlich gesteuert wird, um Kommissionen zu
verhindern, die bestenfalls Placebo-Aufarbei-
tung leisten könnten.
Der Rechtsstaat darf die Betroffenen sexua-

lisierter Gewalt und die Schutzbefohlenen in
der katholischen Kirche nicht länger alleinlas-
sen. Die Würde der Menschen, der Vulnerablen
und der Überlebenden, zu achten und zu schüt-
zen, istVerpflichtung aller staatlichenGewalt–
auch gegenüber der katholischen Kirche. Über-
nimmt der Rechtsstaat nicht erkennbarVerant-
wortung, wird die Aufarbeitung in der katholi-
schen Kirche scheitern. Bundes- oder Landes-
gesetze, die die Aufarbeitung demokratisch le-
gitimieren und kontrollieren, sind deshalb das
Gebot der Stunde.

ist Direktor des
Instituts für Staats-
recht der Universität
zu Köln. Das Land hat
ihn alsMitglied der

UnabhängigenAufar-
beitungskommission
des Erzbistums Köln

benannt

” Leider versteckt sich
der Staat hinter der
angeblich bewährten
Kooperation mit den Kirchen

” Die Kommissionen
lassen sich personell auf Linie
bringen, ihre Unabhängigkeit
wird zur reinen Fassade

D erPetersberger
Klimadialog ist
eine sinnvolle

Veranstaltung. Die
Ministerinnen und
Minister aus 40 Staa-
ten sind das Früh-
warnsystem für die
jährliche Weltklima-
konferenz im Herbst. Sie legen
die folgenreichen Versäumnisse
beim Klimaschutz offen, bevor
die nächste UN-Klimakonferenz
(COP) neue Ziele festlegt – oder
vielmehr erneut feststellt, dass
alte Ziele gerissen wurden.
Würden die Staaten ihre Bi-

lanz dieses Klimadialogs nur
selbst ernst nehmen, könnte
man Hoffnung schöpfen, dass
die COP27 in Ägypten im No-
vemberbei denMaßnahmenzur
Beschränkung der Erderhitzung
auf 1,5 Grad keine Pleite wird.
Gemeinsam handeln oder ge-
meinsamsterben, lautetdieBot-
schaft. Das müsste eigentlich
reichen, um die Politik entspre-
chend radikal auszurichten. Das
Drama ist: Es sieht nicht danach
aus,dassdieWeltzusammenste-

hen wird. Hauptverantwortlich
dafür sind die Industriestaaten
als größte CO2 -Verursacher.
AuchDeutschland,woeineBun-
desregierungmitGrünen-Betei-
ligung nicht einmal solche Klei-
nigkeiten wie ein Tempolimit
auf Autobahnen durchsetzt.
Es istbitter,dassderrussische

Angriffskrieg gegen die Ukraine
dieWelt imKampfgegendenKli-
mawandel zurückwirft und neue
Hungersnöte provoziert. Und es
ist verständlich, dass nach Auf-
schubbeimKlimaschutzgerufen
wird, weil jetzt unter anderem

eine Energiekrise
droht. Es ist aber viel-
mehr so, dass gerade
wegen Putins Krieg
die Anstrengungen
noch verstärkt wer-
denmüssen.
Der Vertreter aus

Bangladeschetwahat
beim Klimadialog deutlich ge-
macht,dass inseinemLandauch
ein Krieg geführt wird – der
„KrieganderKlimafront“.Durch
den steigenden Meeresspiegel
droht ein Fünftel der Landesflä-
che überflutet zu werden. Für
Staatenwie Bangladesch geht es
darum,Hilfe aus der seit langem
von den Industrienationen zu-
gesagten jährlichen100-Milliar-
den-Dollar-Klimafinanzierung
zu bekommen. Doch das Geld
fließt nicht wie versprochen.
Kanzler Olaf Scholz bekräf-

tigt nun das Ziel, das „so schnell
wie möglich und durchgehend
bis 2025 hinzubekommen“.
Deutschland wolle bis dahin
sechs Milliarden Euro pro Jahr
beitragen. Das ist viel Geld, nur
leider viel zu wenig. Laut Klima-
experten müsste Deutschland
gemessen an seinen Pro-Kopf-
CO2-Emissionen, die 30-mal hö-
her seien als etwa in Kenia, 100
Milliarden Euro an Klimafinan-
zierung bereitstellen, damit an-
dere Länder deutsche Kohlendi-
oxid-Überschüsse einsparen.
Scholz hat eine Zeitenwende

ausgerufen und postwendend
mit dem Tabu gebrochen, Kon-
fliktstaaten Waffen zu liefern.
Für die Bundeswehr wird ein
Sondervermögen von 100 Milli-
arden Euro aufgelegt. Die Zei-
tenwende durch den Klimawan-
delhatviel früherbegonnen,oh-
nedassvergleichbarkonsequent
daraufreagiertwordenwäre.Der
Klimawandel ist aber die alles
überwölbende Krise. Der Klima-
dialog hat das noch einmal ein-
drucksvoll bestätigt. Die Politik
sollte jetzt danach handeln.
Jetzt. Nicht 2025 oder so.

” Auch an
der Klimafront
herrscht Krieg

A rbeitsminister Hubertus
Heil hat angekündigt,
dass es im nächsten Jahr

eine deutliche Erhöhung der Re-
gelsätze in der Grundsicherung
geben soll. Das ist angesichts
von Inflation und hohen Ener-
giepreisendringendgeboten.Da
Hartz IV im nächsten Jahr zum
Bürgergeld werden soll, will So-
zialdemokrat Heil auch die Art
derBerechnungderSätzeanpas-
sen.Sozialverbände forderndies
schon lange, aus ihrer Sichtwird
derBedarfderMenschenbislang
künstlich heruntergerechnet.
ImZuge einer großenReform ist
esberechtigt, sichgrundsätzlich
damit zu befassen, ob der Regel-
satz nach ausreichend fairen
Maßstäben ermittelt wird.
Die FDP warnt nun, Hartz IV

dürfe nicht zuhoch ausfallen. Es
dürfe nicht passieren, dass es
sich nicht mehr lohne zu arbei-
ten.Richtig ist:Werarbeitet, soll
am Ende mehr haben, als derje-
nige, der es nicht tut. Das darf
aber nicht dazu führen, dass
Leistungsempfänger unter das
Existenzminimum gedrückt
werden. Diese Gefahr ist in der
aktuellen Lage groß.
Konkret bedeutet das: Die

Bundesregierung muss den Re-
gelsatz imnächstenJahrspürbar
erhöhen. Sie muss aber auch
schon jetzt zusätzlich etwas für
Hartz-IV-Empfänger tun, etwa
mit einer weiteren, nicht zu
knapp bemessenen Einmalzah-
lung. Da auchMenschenmit ge-
ringen und mittleren Einkom-
menProblemehaben, sollten sie
ebenso imZentrum eines weite-
ren Entlastungspaketes stehen.
Wer ein hohes Einkommen hat,
sollte diesmal leer ausgehen.
Der Staat kann nicht alles stem-
men. Aber denen, die dringend
Hilfebrauchen,musserjetztbei-
stehen.

Thomas Plaßmann
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E s ist eine peinli-
che Zahl: 79 Ta-
ge lang mussten

Pflegerinnen und
Pfleger in NRW strei-
ken, um einen neuen
Tarifvertrag zu er-
kämpfen.Peinlich für
die sechs Unikliniken
des Landes, die sich lange nicht
dazu durchgerungen haben, ei-
negemeinsameStimmedesEnt-
gegenkommens zu finden. Ob-
wohl die Forderungen vonFach-
gesellschaften gestützt und in
anderen Unikliniken Deutsch-
lands bereits umgesetzt sind.
Peinlich auch für eine Gesell-
schaft, die den Pflegenotstand
zweieinhalb Jahre langmit offe-
nemMund beguckt und diejeni-
gen, die unter ihm leiden, be-
klatscht hat.
Es ist auch eine schmerzhafte

Zahl:79Tagelangwurdeninsge-
samt Tausende Operationen
verschoben. Den Patienten ist
dadurchinvielenFällendiebest-

mögliche Versorgung
entgangen,denKlini-
ken viel Geld.
Dennoch ist die Ei-

nigung als unschätz-
bar großer Erfolg zu
werten. Eine externe
Schlichtung, die zu-
letzt im Raum stand,

hätte das Arbeitsklima in den
Kliniken vergiftet – und viele
hätten dem Beruf wohl den Rü-
ckengekehrt.Nunstehenerheb-
liche Verbesserungen in Aus-
sicht. Das kann auch die ermuti-
genzurückzukehren,diedenBe-
ruf mal aufgegeben haben und
ihn noch immer lieben. Und es
setztandereHäuserunterDruck,
mit guten Arbeitsbedingungen
nachzuziehen, bevor das Perso-
nal in die Unikliniken flüchtet.
DerTarifvertraggibtdenPfle-

gerinnen und Pflegern tatsäch-
lich etwas von dem zurück, was
sie der Gesellschaft geben. Doch
siemussten es gegen hartenWi-
derstand erkämpfen.

Der Staat versteckt sich
Die Vereinbarungmit der katholischen Kirche zur Aufarbeitung des

Missbrauchs ist ein bedenkliches Arrangement
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